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ABKÜRZUNGEN  
 
Abs. Absatz 
AG Aktiengesellschaft / Arbeitsgruppe 
AHG Altschuldenhilfegesetz 
ALG II Arbeitslosengeld II 
ARGE Arbeitsgemeinschaft 
Art. Artikel 
AW Abwasser 
BHKW Blockheizkraftwerk 
BNetzA Bundesnetzagentur 
BvS Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben 
EEG Gesetz für den Vorrang erneuerbarer Energien (Erneuerbare-Energien-Gesetz) 
EnWG Gesetz über die Elektrizitäts- und Gasversorgung (Energiewirtschaftsgesetz) 
ETE E.ON Thüringer Energie AG 
EW Einwohner 
GE Gewerbeeinheit(en) 
GF Geschäftsführer 
GG Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland 
gGmbH gemeinnützige Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
GkSA Gesellschaft der kommunalen Strom-Aktionäre in Thüringen mbH 
GmbH Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
GStB Gemeinde und Städtebund Thüringen 
GVT Gasversorgung Thüringen GmbH 
HGB Handelsgesetzbuch 
HR Handelsregister 
KA Kläranlage 
KEBT AG Kommunale Energie Beteiligungsgesellschaft Thüringen AG 
KDGT mbH Kommunale Dienstleistungs-Gesellschaft Thüringen mbH 
KGVT AG Kommunale Gasversorgungsbeteiligungsgesellschaft Thüringen AG 
KGVT GmbH Kommunale Gasversorgungsbeteiligungsgesellschaft Thüringen GmbH 
km Kilometer 
KonTraG Gesetz zur Kontrolle und Transparenz im Unternehmensbereich 
KVG Gesetz über das Vermögen der Gemeinden, Städte und Landkreise  
 (Kommunalvermögensgesetz) 
kW Kilo-Watt 
kWh Kilo-Watt-Stunde 
KWKG Gesetz für die Erhaltung, die Modernisierung und den Ausbau der Kraft-Wärme-
 Kopplung (Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz) 
m Meter 
m²  Quadratmeter 
m³  Kubikmeter 
Mio. Millionen 
Mrd. Milliarden 
MWh Mega-Watt-Stunde 
OD Ortsdurchfahrt 
OT Ortsteil 
SFTG Saalfelder Feengrotten und Tourismus GmbH 
SKE Steinkohleeinheit 
SWS Stadtwerke Saalfeld GmbH 
t Tonne 
TEAG Thüringer Energie AG, Erfurt 
TLS Thüringer Landesamt für Statistik 
Tú Tausend Euro 
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ABKÜRZUNGEN  
 
ThürKO Thüringer Gemeinde- und Landkreisordnung (Thüringer Kommunalordnung) 
ThürModR Richtlinie zur Förderung der Modernisierung u. Instandhaltung  
  von Mietwohnungen 
ThürV Verfassung des Freistaates Thüringen 
Tm²  Tausend Quadratmeter 
Tm³  Tausend Kubikmeter 
TVK Tarifvertrag Kulturorchester 
TW Trinkwasser 
u. a.  unter anderem 
UH Unterhalt 
VbE Vollbeschäftigteneinheit  
WE Wohnungseinheit(en) 
WEG Gesetz über das Wohneigentum und das Dauerwohnrecht  
 (Wohnungseigentumsgesetz) 
WGS Wärmegesellschaft mbH Saalfeld 
WOBAG  Wohnungsbau- und Verwaltungsgesellschaft Saalfeld/Saale mbH 
z. T. zum Teil 
ZV Zweckverband 
ZWA Zweckverband Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung  
  für Gemeinden und Städte des Landkreises Saalfeld-Rudolstadt 
z. Z. zur Zeit 
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BEGRIFFSDEFINITIONEN  
 
ABSCHREIBUNGEN  
Abschreibungen erfassen die Wertminderungen der Anlagegüter, die durch Nutzung, technischen Fortschritt, 

wirtschaftliche Entwertung oder durch außergewöhnliche Ereignisse verursacht werden. In der Gewinn- und 
Verlustrechnung stellen die Abschreibungen Aufwand dar, sie vermindern somit den steuerpflichtigen Gewinn 

und damit zugleich die gewinnabhängigen Steuern.  
 

AKTIVA  
Die Aktivseite der Bilanz gibt Auskunft über die Anlage bzw. über die Verwendung des Kapitals. Sie zeigt also 

die Mittelverwendung oder Inve stierung. 

 

ANLAGEVERMÖGEN (AV)  
Vermºgensgegenstªnde mit einem Anschaffungswert ¿ber 410 ú netto oder Gegenstände in Sachge-
samtheiten. Es umfasst alle Vermögensgegenstände, die dazu bestimmt sind, dauerhaft und längerfristig dem 

Geschäftsbetrieb zu dienen, z. B. Immobilien, technische Anlagen und Maschinen, Konzessionen und Beteili-
gungen. 

 

ANNUITÄTENDARLEHEN  
Darlehen mit konstanten Rückzahlungsbeträgen (Raten). Die Höhe der zu zahlenden Rate bleibt über die ge-

samte Laufzeit gleich. Die Annuitätenrate setzt sich aus einem Zins- und einem Tilgungsanteil zusammen. Da 
mit jeder Rate ein Teil der Restschuld getilgt wird, ve rringert sich der Zinsanteil zugunsten des Tilgungsanteils. 

Am Ende der Laufzeit ist die Kreditschuld vollständig getilgt.  
 

AUFSICHTSRAT  
Der Aufsichtsrat ist ein Kontrollgremium bei Kapitalgesellschaften und Genossenschaften. Die Einrichtung ei-
nes Aufsichtsrates ist teilweise gesetzlich vorgeschrieben, teilweise per Satzung oder Gesellschaftsvertrag 

vereinbart.  
 

AUFWENDUNGEN  
Jeden Werteverzehr eines Unternehmens an Gütern, Diensten und Abgaben in einer bestimmten Periode be-

zeichnet man als Aufwand. Aufwendungen vermindern das Eigenkapital. 

 

BETRIEBSERGEBNIS  
Gegenüberstellung der betrieblichen Aufwendungen (z. B. Materialaufwand, Personalaufwand, Abschreibun-
gen, Mieten u. Ä.) = Kosten und der betrieblichen Erträge (z. B. Umsatzerlöse, Eigenleistungen u. a.) = Lei s-

tungen ergibt das Resultat der eigentlichen betrieblichen Tätigkeit.  
 

BILANZ  
Nach § 242 HGB hat der Kaufmann zu Beginn seines Handelsgewerbes und für den Schluss jedes Geschäfts-
jahres eine Bilanz aufzustellen. Aufstellung der Herkunft und Verwendung des Kapitals zu einem bestimmten 

Stichtag (Ende des Wirtschaftsjahres) in Kontenform. Sie enthält auf der linken Seite die Vermögensgegens-
tände (Aktiva), auf der rechten Seite das Fremdkapital und das Eigenkapital (Passiva) als Ausgleich (Saldo). 

Beide Seiten der Bilanz weisen daher die gleichen Summen aus. 
 

BILANZGEWINN /-VERLUST 
Wird das Jahresergebnis um einen Gewinnvortrag aus dem Vorjahr und/oder um Entnahmen aus den Gewinn-
rücklagen erhöht oder um einen Verlustvortrag aus dem Vorjahr und/oder um Einstellungen in die Gewin n-

rücklagen vermindert, so erhält man den Bilanzgewinn oder ïverlust. 
 

BILANZSUMME  
Die Summe aller Aktiva, die gleich die Summe aller Passiva ist, ergibt die Bilanzsumme. 

 

EIGENKAPITAL  
Kapital, welches einem Unternehmen von seinen Eigentümern ohne zeitliche Begrenzung und ohne festen 

Verzinsungsanspruch zur Verfügung gestellt wird. Das Eigenkapital steht auf der Passivseite, gliedert sich in 
das gezeichnete Kapital, je nach Rechtsform als Grund-, Nenn- oder Stammkapital bezeichnet, und die Rück-

lagen sowie den Gewinn- bzw. Verlustvortrag und den Jahresüberschuss bzw. Jahresfehlbetrag. 
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ERTRÄGE  

Alle Wertzuflüsse in einer bestimmten Periode eines Unternehmens, die das Eigenkapital erhöhen. Hauptertrag 

sind Umsatzerlöse, die nicht nur die Selbstkosten decken sollen, sondern auch einen angemessenen Gewinn 
erbringen. 

 

FORWARD -DARLEHEN  
Vorzeitige Festlegung der Zinssätze für eine zukünftige Anschlussfinanzierung, um einem starken Wiederans-
tieg der Zinsen in kommenden Jahren vorzubeugen. 

 

FREMDKAPITAL  
Ein Teil der Bilanz, der auf der rechten Seite, der Passiva, aufgeführt wird . Es bezeichnet also die Verbindlich-

keiten (Schulden) des Unternehmens und Rückstellungen für zukünftige Verpflichtungen.  Es stellt einen Teil 
der Mittel dar, mit denen das Vermögen des Unternehmens finanziert wurde. 

 

GESELLSCHAFTERVERSAMM LUNG  
Entscheidungsgremium der Anteilseigner (Gesellschafter) bei der GmbH. Sie beschließt über Änderungen im 

Gesellschaftsverhältnis, im Gesellschaftsvertrag und in der Unternehmensstrukturierung. Sie stellt den Jahres-
abschluss fest und beschließt die Gewinnverwendung. Weiter bestellt sie den Aufsichtsrat, wenn nicht der 

Stadtrat ein Entsendungsrecht hat. 
 

GEWINN - UND VERLUSTRECHNUNG  (GUV) 
Teil des Jahresabschlusses, in dem die Aufwendungen den Erträgen eines bestimmten Abrechnungszeitraumes 

gegenübergestellt werden. Sie ist Bestandteil des handelsrechtlichen Jahresabschlusses und muss zum Ende 

eines Wirtschaftsjahres erstellt werden. Der ausgewiesene Periodenerfolg, der Jahresüberschuss oder ï
fehlbetrag (Jahresergebnis), ist Ausgangsgröße der Gewinnverwendungsrechnung. 

 

GEWINNRÜCKLAGE  
Bildung aus dem bereits versteuerten Jahresgewinn durch Einbehaltung bzw. Nichtausschüttung von Gewinn-
anteilen. Man unterscheidet zwischen gesetzlichen, satzungsmäßigen und anderen (freien) Gewinnrücklagen. 

 

GEWINNVORTRAG  
Der nach dem Gewinnverwendungsbeschluss in die nächste Rechnungsperiode vorgetragene (übertragene) 

Gewinn. In der Folgeperiode wird der Restbetrag dann mit dem aktuellen Ergebnis verrechnet und es erfolgt 
ein neuer Gewinnverwendungsbeschluss. 

 

GEZEICHNETES KAPITAL  
Ist das im Handelsregister eingetragene Kapital, auf das die Haftung der Gesellschafter für die Verbindlichkei-

ten der Kapitalgesellschaft gegenüber den Gläubigern beschränkt ist. Es ist Bestandteil des Eigenkapitals. Bei 
der GmbH stellt das Stammkapital, bei der AG das Grundkapital das ĂGezeichnete Kapitalñ dar. Es ist stets zum 

Nennwert auszuweisen. Nach dem Verhªltnis der gehaltenen Anteile am ĂGezeichneten Kapitalñ bestimmt sich 
die Beteiligungsquote. 

 

INVESTITION  
Zielgerichteter Einsatz von finanziellen Mitteln zur Neubeschaffung oder dem Ersatz von Gegenständen des 

Anlagevermögens, die der Erwirtschaftung von Erträgen dienen. Man unterscheidet zwischen Sach-, immate-
riellen und Finanzinvestitionen. 

 

JAHRESERGEBNIS  
Begriff der handelsrechtlichen Gewinn- und Verlustrechnung und der Bilanz: Er ergibt sich als Differenzbetrag 
zwischen Aufwendungen und Erträgen eines Geschäftsjahres (Jahresüberschuss oder  

ïfehlbetrag).  

 

KAPITALRÜCKLAGE  
Sie kommt in der Bilanz auf der Passivseite vor und gehört zum Eigenkapital. Als Kapitalrücklage ist die von 
Kapitalgesellschaften zu bildende Rücklage zu verstehen.  

 

LIQUIDITÄT  
Ist die Zahlungsfähigkeit eines Unternehmens, die sich aus dem Verhältnis der flüssigen (liquiden) Mittel zu 

den fälligen Verbindlichkeiten ermitteln lässt.  
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NENNWERT /N OMINALWERT  

Der Nennwert oder Nominalwert ist eine unveränderte Größe, die auf einen bestimmten Betrag lautet und auf 

einem Wertpapier aufgedruckt ist. Er wird durch die herausgebende Institution , meistens die Nationalbank, 
festgelegt. 

 

PASSIVA  
Auf der Passivseite der Bilanz ist die Aufteilung des Vermögens in Eigenkapital und Fremdkapital dargestellt. 
Sie gibt also Auskunft über die Mittelherkunft des Unternehmens.  

 

RECHNUNGSABGRENZUNGSP OSTEN  (RAP) 
Rechnungsabgrenzungsposten stellen im weiteren Sinne die zeitliche Zuordnung der Einnahmen und Ausga-

ben eines Unternehmens zur Ermittlung des Erfolges innerhalb eines Geschäftsjahres dar. 
 

RÜCKL AGEN  
Variable Eigenkapitalteile auf der Passivseite, die aufgrund von Gesetzen, Satzungen oder freiwillig gebildet 

wurden. Rücklagen sind Überschüsse aus wirtschaftlicher Tätigkeit, die für bestimmte zukünftige Zwecke re-

serviert sind. 
 

RÜCKSTELLUNGEN  
Rückstellungen sind Bilanzposten für ungewisse Verbindlichkeiten und für drohende Verluste aus schweben-

den Geschäften zu bilden. Durch ihre Passivierung wird dem im deutschen Bilanzrecht vorherrschenden Gläu-
bigerschutzgedanken (Vorsichtsprinzip) Rechnung getragen, da sichergestellt wird, dass ein Unternehmen bei 

Eintritt der ungewissen Verbindlichkeit über hinreichend Kapital verfügt, um die Verpflic htung zu erfüllen. Man 

unterscheidet in Pensions-Rückstellungen, andere Rückstellungen (z. B. für Prozesskosten, Garantieleistungen, 
Steuern) und Aufwandsrückstellungen (z. B. für Großreparaturen, Werbekampagnen, künftige Preissteigerun-

gen). 
 

SONDERPOSTEN  
In der Handelsbilanz werden hier steuerrechtlich zulässige Passivposten ausgewiesen, die noch unversteuerte 

Rücklagen darstellen. Im Fall der kommunalen Unternehmen sind dies auch häufig die für Investitionen erha l-

tenen Fördermittel bzw. Zuschüsse, wenn das entsprechende Anlagegut mit den ungekürzten Herstellungs- 
bzw. Anschaffungskosten aktiviert wird. Der Fördermittelanteil stellt dann für das Unternehmen ein e noch 

unversteuerte stille Reserve dar und wird daher im Sonderposten passiviert. Dieser Sonderposten wird dann 
über den Nutzungszeitraum des Anlagegutes parallel zur Abschreibung anteilig in Höhe der Förderquote er-

tragswirksam aufgelöst. 

 

STAMMKAPITAL  
Als Stammkapital bezeichnet man die bei Gründung einer GmbH von den Gesellschaftern zu erbringende Ein-
lage. Bei GmbHs in Deutschland muss das Stammkapital nach § 5 Abs. 1 GmbHG mindestens 25.000 ú betra-

gen. Die Stammeinlage jedes Gesellschafters betrªgt mindestens 100 ú. 
 

UMLAUFVERMÖGEN  
Vermögensgegenstände, die nicht dazu bestimmt sind, dauerhaft dem Geschäftsbetrieb zu dienen, also sol-
che, die relativ kurzfristig verbraucht bzw. umgesetzt werden, z. B. Vorräte, Forderungen, Bankguth aben, 

Schecks. 
 

UMSATZ  
Erlöse für Lieferungen und Leistungen, die von Unternehmen bzw. Betrieben an Dritte erbracht und in Rech-

nung gestellt werden. Zur Ermittlung der Erlöse werden Preise abzüglich unmittelbar gewährter Preisnachlässe 

(Rabatte, Boni, Skonti) zugrunde gelegt. Die Kosten für Fracht, Verpackung und Porto (auch wenn getrennt in 
Rechnung gestellt) und ebenso die auf den eigenen Erzeugnissen liegenden Verbrauchssteuern werden einbe-

zogen. Die Umsatzsteuer (Mehrwertsteuer) ist in den Erlösen nicht enthalten. 

http://de.wikipedia.org/wiki/Institution
http://de.wikipedia.org/wiki/Nationalbank
http://de.wikipedia.org/wiki/Bilanz
http://de.wikipedia.org/wiki/Verbindlichkeit
http://de.wikipedia.org/wiki/Passiva
http://de.wikipedia.org/wiki/GmbH
http://de.wikipedia.org/wiki/Gesellschafter
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UNTERNEHMENSBETEILIGU NG  

Mit Unternehmensbeteiligung oder Kapitalbeteiligung bezeichnet man den Besitz von Anteilen an einem Un-

ternehmen. Der Kapitaleigner wird bei Beteiligung an einer Aktiengesellschaft als Aktionär bezeichnet, bei der 
Beteiligung an Genossenschaften als Genosse, bei Beteiligung an anderen Unternehmensformen in der Regel 

als Mitunternehmer.  

 

VERLUSTVORTRAG /-RÜCKT RAG  

Ist die Möglichkeit des steuerlich wirksamen Verlustausgleiches. Verluste des entsprechenden Abrechnungs-
zeitraumes können mit steuerpflichtigen Gewinnen aus dem vorrangegangenen Jahr verrechnet bzw. auf un-

begrenzte Zeit vorgetragen werden, damit die Verrechnung mit zukünftig möglichen Gewinnen erfolgen kann.  

 

ZINSSWAP  
Ein Zinsswap ist ein Tausch von festen und variablen Zinsverpflichtungen auf zwei nominellen Kapitalbeträgen 
für einen festgelegten Zeitraum. Durch einen Zinsswap können Zinsänderungsrisiken aktiv gemanagt werden. 

 

ZWECKVERBAND  

Ein Zweckverband ist ein öffentlich-rechtlicher Zusammenschluss mehrerer kommunaler Gebietskörperschaf-
ten zur gemeinsamen Erledigung einer bestimmten Aufgabe. Zweckverbände sind die bekannteste und häu-

figste Form interkommunaler Kooperation. 



Beteiligungsbericht 2007  

11  

 

VORWORT DES BÜRGERMEISTERS  
 

 
 

An welchen Unternehmen ist die Stadt Saalfeld beteiligt? 

 
Fließen daraus Gewinne an die Stadtkasse oder muss die Stadt diese Unter-

nehmen finanziell unterstützen? 
 

Das sind nur zwei Fragen, auf die der Beteiligungsbericht 2007 nunmehr in 

seiner 7. Ausgabe Antworten gibt.  
 

Damit gewährleistet die Stadt Saalfeld gegenüber ihren Bürgern, allen weite-
ren Interessierten und vor allem gegenüber den Mitgliedern des Stadtr ates 

Transparenz über die Geschäftstätigkeiten jener Unternehmen, an d enen sie 

wirtschaftlich beteiligt ist.  
 

Dargestellt werden auch die Ergebnisse der Eigenbetriebe. 
 

Aufgenommen wurden die Ergebnisse des neuen örtlichen Verteilnetzbetreibers Stadtwerke Saalfeld Netz 

GmbH, dessen Gegenstand gemäß Energiewirtschaftsgesetz (EnWG) der Betrieb und die Unterhaltung von 
örtlichen Verteilungsanlagen für Elektrizität und Gas einschließlich der Wahrnehmung aller dazugehörigen 

Aufgaben und Dienstleistungen darstellt. Grundversorger bleibt die Stadtwerke Saalfeld GmbH. 
 

Der Beteiligungsbericht 2007, den ich Ihnen als interessante Lektüre und Informationsque lle empfehle, ist 

nicht nur als Druckwerk in der vorliegenden Form, sondern auch im Internet ve rfügbar. 
 

Ich bin mir sicher, dass Ihnen dieser Beteiligungsbericht Hilfe leistet, sich ein Bild über die Beteiligungen der 
Stadt Saalfeld zu verschaffen. 

 

Den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in den Beteiligungsunternehmen und in der städtischen Beteiligung s-
steuerung abschließend einen herzlichen Dank für ihre engagierte Arbeit. 

 
 

 
Matthias Graul 

Bürgermeister der Stadt Saalfeld/Saale 
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ZIELSETZUNG DES BETEILIGUNGSBERICHTES  
 
Der Beteiligungsbericht hat die Aufgabe, einen generellen Überblick über die Unternehmen der Stadt 
Saalfeld zu geben. Der Bericht ist eine Art Nachschlagewerk, mit dem man sich über die Unterneh-
mensziele, die Leistungskraft und die wirtschaftliche Situation der Beteiligungen informieren kann. 
Dabei wird durch einen Mehrjahresvergleich die Entwicklung der Unternehmen aufgezeigt. 
 
Dieser Bericht beschränkt sich dabei nicht auf die nach § 75 a ThürKO zwingend geforderten Beteili-
gungen an Gesellschaften des privaten Rechts sondern beinhaltet auch die Eigenbetriebe der Stadt 
Saalfeld sowie die Zweckverbände, in denen die Stadt Saalfeld Mitglied ist.  
 
Im Beteiligungsbericht sollen insbesondere der Gegenstand des Unternehmens, die Beteiligungsver-
hältnisse am Unternehmen, die Besetzung der Organe und die Beteiligungen des Unternehmens, der 
Stand der Erfüllung des öffentlichen Zweckes des Unternehmens, für das jeweilige letzte Geschäfts-
jahr die Grundzüge des Geschäftsverlaufs, die Lage des Unternehmens, die Zuschüsse und Kapital-
entnahmen durch die Gemeinde und im Vergleich mit den Werten des vorangegangenen Geschäfts-
jahres die durchschnittliche Zahl der beschäftigten Arbeitnehmer, die wichtigsten Kennzahlen der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Unternehmens sowie die gewährten Gesamtbezüge der 
Mitglieder der Geschäftsführung und des Aufsichtsrates oder der entsprechenden Organe des Un-
ternehmens dargestellt werden. 
 
Mit der ausführlichen Darstellung der Finanzdaten und des Situationsberichtes geht der Bericht über 
das gesetzlich geforderte Maß hinaus. So soll ein umfassendes Bild aller außerhalb des Haushaltes 
der Stadt Saalfeld agierenden Unternehmen erzielt werden. 
 
Ziel ist die Erhöhung von Transparenz als Grundlage zur strategischen Steuerung dieser Unterneh-
men.  
 
 

AUFBAU DES BERICHTES  
 
Die Beteiligungen werden nach Unternehmensbereichen einzeln vorgestellt. Der Bericht zeigt grund-
sätzlich für jede einzelne Gesellschaft die Daten der Jahre 2006 und 2007. Basis sind die Jahresab-
schlüsse und Prüfungsberichte der Jahre 2006/2007. 
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RECHTSFORMEN  STÄDTIS CHER BETEILIGUNGEN  
 
Die Stadt Saalfeld/Saale hat vielfältige Aufgaben der Daseinsvorsorge zu erfüllen und bietet zahlrei-
che öffentliche Dienstleistungen an. Dabei werden viele dieser Aufgaben auÇerhalb der Ănormalenñ 
Verwaltungsstruktur von Ämtern, Abteilungen und Sachgebieten durch diese speziellen Organisati-
onseinheiten erbracht. 
 
Die Rechts- bzw. Organisationsform dieser Unternehmen ist dabei sehr unterschiedlich. Die wichtigs-
ten werden hier dargestellt:  
 
ü Eigenbetriebe  

 
Eigenbetriebe sind Unternehmen ohne eigene Rechtspersönlichkeit, die ï obwohl Teil der Stadt-
verwaltung ï finanzwirtschaftlich Sondervermögen der Kommune darstellen. Darüber hinaus 
kann der Eigenbetrieb über weitgehende organisatorische Selbständigkeit verfügen. Der Eigen-
betrieb hat eine eigene Werkleitung; Dienstvorgesetzter aller Beschäftigten ist der Bürgermeis-
ter. 
 
 

ü Kapitalg esellschaften  
 
Einer Stadt kann mit gewissen Einschränkungen ein Unternehmen privaten Rechts gehören bzw. 
sie kann daran beteiligt sein. Nicht zulässig ist allerdings die Beteiligung an Gesellschaften, bei 
der die Haftung der Kommune nicht auf eine bestimmte Summe beschränkt werden kann. In der 
Regel handelt es sich daher bei diesen Beteiligungen um Gesellschaften mit beschränkter Haf-
tung (GmbH) oder Aktiengesellschaften (AG). Die GmbH hat gegenüber der AG den Vorteil, dass 
sie der Stadt als Teilhaberin/Eigentümerin die besseren Möglichkeiten zur Gestaltung der Ge-
schäftspolitik sichert, vor allem durch das gegebene Weisungsrecht der Gesellschafterversamm-
lung gegenüber der Geschäftsführung. Weiter verfügen GmbHs mit öffentlicher Beteiligung              
häufig über einen Aufsichtsrat. 
 
 

ü Zweckverbände  
 
Zweckverbände sind eine Konstruktion zur Zusammenarbeit mehrerer kommunaler Gebietskör-
perschaften. Sie werden gegründet, um sektorale Probleme ï wie z. B. Wasserversorgung oder 
Abfallbeseitigung ï gemeinsam zu lösen. Die Organe sind die Zweckverbandsversammlung, der 
Verbandsvorsitzende und der Verbandsausschuss. 
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ÜBERSICHT DER UNTERNEHMEN  
 
 

Die  STADT SAALFELD   ist an folgenden Unternehmen beteiligt:  

 
 
 

 

WOHNUNGSBAU - UND  
VERWALTUNGS - 
GESELLSCHAFT  

SAALFELD /SAALE MB H  

 
 

STADTWERKE SAA L-

FELD GMB H  

          
 

SAALFELDER FEEN-

GROTTEN  UND TOU-

RISMUS GMB H 
SAALFELD /SAALE  

 
  

KOMMUNALE ENER-

GIE BETEILIGUNGS -
GESELLSCHAFT THÜ-

RINGEN AG  

 
  
  
 
 
 
 

ü Wohnungsbau - und Verwaltungsgesellschaft Saa lfeld/Saale mbH  
- Gründung am 26. Juni 1990 
- Die Gesellschaft ist im Handelsregister des Amtsgerichtes Gera unter der Nummer  
  HR B 374 eingetragen. 

 
ü Stadtwerke Saalfeld GmbH  

- Gründung am 11. Oktober 1990 
- Die Gesellschaft ist im Handelsregister des Amtsgerichtes Gera unter der Nummer  
  HR B 731 eingetragen. 

 
ü Saalfelder Feengrotten und Tourismus GmbH  Saalfeld/Saale  

- Gründung am 30. Mai 1994 
- Vormals Saalfelder Feengrotten und Heilstollen GmbH 
- Die Gesellschaft ist im Handelsregister des Amtsgerichtes Gera unter der Nummer  
  HR B 5534 eingetragen. 
 

ü KEBT AG ï Kommunale Energie Beteiligungsgesellschaft Thüringen AG, E rfurt  
- Gründung am 27. September 2005  
- Die Gesellschaft ist im Handelsregister des Amtsgerichtes Erfurt unter der Nummer  
  HR B 113190 eingetragen. 

 
ü WGS ï Wärmegesell schaft mbH Saalfeld  

- Gründung am 9. Juni 1994 
- Die Gesellschaft ist im Handelsregister des Amtsgerichtes Gera unter der Nummer  
  HR B 4881 eingetragen. 
 

ü Stadtwerke Saalfeld Netz GmbH  
- Gründung am 1. Juli 2007 
- Die Gesellschaft ist im Handelsregister des Amtsgerichtes Jena unter der Nummer 
  HR B 501692 eingetragen. 
 

WGS ð WÄRMEGESEL LSCHAFT  
MB H  SAALFELD  

STAD TWERKE 
SAA LFELD 

NETZ GMB H 
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Sie ist beteiligt an folgenden  
 

ZWECKVERBÄNDEN : 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Á Gründung am 21. Oktober 2003  Á Gründung am  15. Juni 1992 
   
Á Die Gesellschaft ist im Handelsregister 

des Amtsgerichtes Gera unter der 
Nummer HR B 9849 eingetragen 

  

 
 
 
 
 

Ferner verfügt sie über folgende 
 

EIGENBETRIEBE : 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Á Gründung: 1. Januar 2000  Á Gründung:  1. Januar 2003 

 
 
 

Die Stadt Saalfeld führt folgende  BBEETTRRII EEBBEE  GGEEWWEERRBBLLII CCHHEERR  AARRTT: 

ü BGA  BÄDER 

ü BGA  MÄRKTE  (EINSCHLIEßLICH BEDÜRFNISANSTALTEN ) 

ü BGA  FEUERWEHRTECHNISCHER DIENST 

ü BGA  KREMATORIUM  

 
Die Erwähnung der Betriebe gewerblicher Art wird lediglich informativ aufgeführt.  
Der Beteiligungsbericht enthält keine weiteren Angaben dazu. 
 
 

 

Bauhof  

der Stadt Saa l feld  

 

Kulturbetrieb Saa l feld /  

Meininger Hof  

 

Thüringer Landestheater 

Rudolstadt ð  

Thüringer Symphoniker  

Saa l feld -Rudolstadt  

 

Wasserversorgung und  

Abwasserbeseitigung für 

Stä dte und Gemeinden  

des Lan dkreises  

Saalfeld -Rudolstadt  
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GRAPHISCHE  BETEILIGUNGSÜBERSICHT  
 

 

 

 

 
 

          

          

          

          
     

     

     

     

     

          
          

     

     
     

     

     
      
        

        

       

       

      

       

       

       

       

       

      

      

      

      

      

      

      

      

      

      

      

      

    

    

    

    

    

    

    

      

      

      

 

STADT  SAALFELD / SAALE  

 

Dienstleistu ngen  

 

Versorgung  

 

Tourismus  

 

Kultur  

 

Wohnungsbau  

 

Eigenbetrieb  
ĂBau hof  

der Stad t Saa lfeldñ 

 

Stadtwerke  
Saa l feld GmbH  

 

Wohnungsbau -  und 
Verwaltungs -
gesellschaft  

Saa l feld/Saale mbH  

 

Saalfelder Fee n-
grotten und To u-

rismus GmbH  

 

Eigenbetrieb  
ĂKulturbetrieb  

Saa l feld /  
Meininger Hofñ 

 

Zweckverband  

Thüringer Landes -

the ater Rudolstadt ï  

Thüringer  

Symphon iker  
Saalfeld - Rudolstadt  

 

Stadtwerke  
Saa l feld Netz GmbH  

 

KEBT AG ï  
Komm u nale Energie 
Beteiligungsgesel l-

schaft Thüringen AG  

 

Zweckverband  

Wasserversorgung 
und Abwasser -

bese it igung  

 

Wärmeg esellschaft 
mbH Saa l feld  
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Unternehmen sbereich  

Wohnungsbau  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

Beteiligungsbericht 2007  

18  

WOHNUNGSBAU -  UND  VERWA LTUNGS -
GESELLSCHAFT  SAA LFELD/SAALE  MBH  

 

ALLGEMEINE ANGABEN  
 
Klostergasse 27 
07318 Saalfeld 
Telefon: 03671 580-0 
Telefax: 03671 580-16 
E-Mail: info@wobag-saalfeld.de 
Website: www.wobag-saalfeld.de 
 

AAlllleeiinniiggee  GGeesseellllsscchhaafftteerriinn  iisstt   ddiiee  SSttaaddtt  SSaaaallffeelldd..    

DDaass  GGeezzeeiicchhnneettee  KKaappiittaall  bbeett rrääggtt   33..440000..000000  EEuurroo..  
 
 

ORGANE DER GESELLSCHAFT  
 
Geschäft sführer  
 

Herr Werner Walther 
 
Von der Schutzklausel gemäß § 286 Abs. 4 HGB wird hinsichtlich der Angabe der Geschäftsführerbezü-
ge Gebrauch gemacht. 
 
 

Gesellschafterversammlung  
 

Herr Matthias Graul Bürgermeister kraft Amtes  
 

 

Aufsichtsrat  

 
Herr Matthias Graul  Bürgermeister der Stadt Saalfeld  
 Aufsichtsratsvorsitzender 
 

Herr Wolfgang Dütthorn   1. Beigeordneter der Stadt Saalfeld  
 Stellvertreter 
 

Herr Gunter Lamprecht  Stadtrat der Stadt Saalfeld 
Herr Dr. Jochen Tscharnke  Stadtrat der Stadt Saalfeld 
Frau Sabine Österreicher  Stadträtin der Stadt Saalfeld bbiiss  1155..1100..22000077  
Herr André Langen Stadtrat der Stadt Saalfeld 
 Diplomgesellschaftswissenschaftler  aabb  1155..1100..22000077  
Frau Katharina Lummermeier  Sachbearbeiterin Mietenbuchhaltung WOBAG 
Herr Ralf Thomas  Stadtrat der Stadt Saalfeld  
Herr Joachim Heinecke  Stadtrat der Stadt Saalfeld  
Herr André Langen Stadtrat der Stadt Saalfeld  
  
     
 
Die Bezüge des Aufsichtsrates betrugen insgesamt 2.206,00 ú.
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KURZV ORSTELLUNG DES UNTERNEHMENS  

 
Unternehmensgegenstand der WOBAG gemäß gültigem Gesellschaftsvertrag und unter Berücksichti-
gung der Aufgabenstellung der Stadt Saalfeld ist es: 
 

¶ Wohnraum für breite Bevölkerungsschichten zu wirt-
schaftlich vertretbaren Bedingungen bereitzustellen,  

 

¶ die kommunale Siedlungspolitik und Maßnahmen der 
Infrastruktur zu unterstü tzen, 

 

¶ städtebauliche Entwicklungs- und Sanierungsmaß-
nahmen durchzuführen. 

 
 

BETEILIGUNGEN  
 
Die WOBAG ist mit 52 % und einer Stammeinlage von 40.300,00 ú an der WGS ï Wärmegesellschaft 
mbH Saalfeld beteiligt. Gegenstand des Unternehmens ist die Erzeugung und Verteilung von Wärme 
und Fernwärme im Gebiet der Stadt Saalfeld. 
 
 

GRUNDZÜGE DES GESCHÄFTSVERLAUFES  
 
Die deutsche Wirtschaft ist in 2007 das zweite Jahr hintereinander kräftig gewachsen. Nach den ersten 
Berechnungen des Bundesamtes für Statistik stieg das preisbereinigte Bruttoinlandsprodukt um 2,5 %. 
Damit lag die Zuwachsrate nur wenig unter dem Wert für das Jahr 200 6 (+ 2,9%).  
 
Nach Mitteilung des Thüringer Landesamtes für Statistik erhöhte sich das preisbereinigte Bruttoin-
landsprodukt in Thüringen zum Vorjahr um 2,0 %.  
 
Die Verbraucherpreise sind 2007 in Thüringen erneut gestiegen, die Jahresteuerungsrate betrug im 
Dezember 2007 2,5 % im Vergleich zum Dezember 2006. Dieser Trend hat sich in den ersten Monaten 
2008 fortgesetzt. Die hohe Teuerungsrate ist weiterhin von deutlich gestiegenen Preisen für Energie 
geprägt. Diese Entwicklung wirkt sich, wenn auch mit zeitlicher Verzögerung, auf die Höhe der zu zah-
lenden Betriebskosten insbesondere der Heizkosten aus. 
 
Auch die Lage auf dem Arbeitsmarkt hat sich verbessert. Im Freistaat Thüringen erhöhte sich die Zahl 
der Erwerbstätigen im Jahr 2007 um 1,3 %. Ausschlaggebend für diese Entwicklung waren laut Thü-
ringer Landesamt für Statistik ein deutlicher Anstieg der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten und 
ein Rückgang bei den geringfügig Beschäftigten und den so genannten Ein-Euro-Jobs. In Saalfeld bet-
rug die Arbeitslosenquote aller abhängig zivilen Erwerbspersonen im Geschäftsstellenbereich im De-
zember 2006 noch 13,9 %,  am 31.12.2007 war eine Arbeitslosenquote von 11,4 % zu verzeichnen. 
 
Die Betriebe des Thüringer Bauhauptgewerbes erzielten 2007 einen leicht höheren Umsatz als 2006, im 
Wohnungsbau allerdings waren leichte Umsatzrückgänge zu verzeichnen. 
 
Im Dezember 2007 haben die Statistischen Ämter des Bundes und der Länder, basierend auf der 11. 
Koordinierten Bevölkerungsberechnung, eine detaillierte Publikation zum demografischen Wandel in 
Deutschland vorgelegt. Die Bevölkerung Deutschlands wird sich, da das Geburtendefizit durch die Net-
tozuwanderung nicht mehr ausgeglichen werden kann, von 82,4 Millionen Einwohner im Jahr 2005 auf 
voraussichtlich 80,1 Millionen im Jahr 2020 verringern. Im Fre istaat Thüringen wird der Rückgang im 
gleichen Zeitraum rund 12 % betragen. Das bedeutet, dass die Einwohnerzahl, die im Jahr 2005 2,3 
Millionen betrug, im Jahr 2020 nur noch 2,1 Millionen Einwohner betragen wird. Für den Landkreis 
Saalfeld-Rudolstadt wird ein Rückgang der Einwohner von 123.516 im Basisjahr 2006 auf 104.672 Ein-
wohner im Jahr 2020 prognostiziert. Dies entspricht einem Einwohnerverlust von 15,3 %.  
 

 
Modernisierte Wohnanlagen  
Kelzstraße 4 - 6 
Quelle: WOBAG Saalfeld/Saale mbH 
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Die Zahl der Personen im Rentenalter im Verhältnis zu den Erwerbsfähigen wird weiter ansteigen.  Die 
wirtschaftliche und demografische Entwicklung wird die Nachfrage nach preiswertem und kleinem 
Wohnraum, die bereits durch die Regelung des SGB II (Hartz IV) zunahm, verstärken. Dies geht einher 
mit einer Verschiebung zugunsten kleinerer Haushalte. 
 
Die Investitionstätigkeit in den Wohnungsbestand hat sich in Thüringen nach Jahren des stetigen 
Rückgangs stabilisiert. Weitere Modernisierungen an Wohngebäuden, insbesondere im Zusammenhang 
mit dem Stadtumbau sowie ansteigender Neubautätigkeit, belegen das. Die Instandhaltung wird 
gleichbleibend realisiert. Der jährliche Instandhaltungskostensatz beträgt bei Genossenschaften    
10,67 ú/mĮ, bei den Gesellschaften 9,94 ú/mĮ. 
 
Die Nettokaltmiete der vermieteten Wohnungen betrug 2007 in Th¿ringen 4,29 ú/mĮ Wohnfläche (4,21 
ú/mĮ 2006). Die Mietpreissteigerung liegt damit unter dem Anstieg der allgemeinen Lebenshaltungs-
kosten. 
 
Mit dem Start des Wohnungsmarkt-Stabilisierungsprogramms im Freistaat Thüringen 2001 verringerte 
sich die Anzahl leer stehender bewirtschafteter Wohnungen spürbar auf 11,1 % im Jahr 2007       
(15,8 % 2001). Zwischen 2002 und 2007 wurden durch die Thüringer Wohnungsunternehmen rund 
31.100 Wohnungseinheiten vom Markt genommen. Die Hauptlast des Stadtumbaus wurde von ihnen 
getragen. 
 
Die Konsolidierung der Thüringer Wohnungswirtschaft macht Fortschritte, verbessert Betriebsergebnis-
se wurden erzielt. 
 
Im Städtedreieck Saalfeld-Rudolstadt-Bad Blankenburg sind vergleichbare Rahmenbedingungen wirk-
sam, auch hier ist eine verbesserte Situation zu konstatieren. 
 
Der Vergleich ausgewählter Kennzahlen zum Vorjahr belegt eine kontinuierliche gute Fortentwicklung 
der Gesellschaft: 
 
 2007  2006   
 
 Wohnungsleerstand 7,6 % 9,4 % 
 

 Sollmiete Wohnungseinheiten 4,37 ú/mĮ/Monat   4,31 ú/mĮ/Monat 
 

 Anteile der Erlösschmälerungen für 8,5 % 9,4 % 
 Wohneinheiten an der Sollmiete   
 

 Zinsaufwand  1,48 ú/mĮ/Monat    1,52 ú/mĮ/Monat 
 

 Zinsdeckung  36,2 %   37,9 % 
 
 
Das strategische Ziel der kontinuierlichen Modernisierung und Instandhaltung des Bestandes bei 
gleichzeitiger Verbesserung des Betriebsergebnisses ist damit erreicht, eine gute Ausgangslage für die 
Weiterentwicklung der Gesellschaft geschaffen. 
 
Eine hohe Mietzufriedenheit generell, insbesondere in den im Jahr 2007 solide modernisierten Häusern 
Grobestraße 11 und Kelzstraße 4 ï 6 sowie eine positive Resonanz unseres Wirkens in der Stadt     
Saalfeld bestärken uns in der Fortführung der Unternehmenspolitik.
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I. Kaufmännischer Bereich 
 

BESTANDSENTWICKLUNG  
 
Die WOBAG bewirtschaftete am 31.12.2007: 
 

ü  3.053 Wohneinheiten mit einer Wohnfläche von 160.420,52 m2 
ü  97 Gewerbeeinheiten mit einer Gewerbefläche von 10.949,45 m2 
ü  125 Garagen und 
ü  1.139 Stellplätze 

 
Die Anzahl der bewirtschafteten Wohneinheiten verringerte sich zum Vorjahresstichtag um 90 Einhei-
ten. Gründe der Veränderung sind der Abriss von 84 Wohneinheiten, 27 Wohneinheiten wurden ver-
kauft, um 20 Wohneinheiten wurde der Bestand der Gesellschaft durch Kauf erweitert und eine Wohn-
einheit ist durch Nutzungsänderung hinzugekommen. 
 
Die Anzahl der Gewerbeeinheiten verringerte sich zum Vorjahresstichtag durch Nutzungsänderung um 
eine Einheit. 
 
Die EEnnttwwiicckklluunngg  ddeerr  bbeewwiirrttsscchhaafftteetteenn  WWoohhnn--  uunndd  GGeewweerrbbeeeeiinnhheeiitteenn stellte sich wie folgt dar:  

 

VERWALTUNG HAUSBESITZ DRITTER 
 
Der durch die Gesellschaft verwaltete Bestand für Dritte und nach dem Wohnungseigentumsgesetz 
beträgt zum 31.12.2007:  
 

ü  264 Wohneinheiten  
ü  74 Gewerbeeinheiten 
ü  255 Stellplätze und Garagen 

 
Zum Vorjahresstichtag hat sich der Bestand um 11 Wohneinheiten und 4 Gewerbeeinheiten verringert. 


